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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Mittwoch, 22. Juli, 18 Uhr, „Werk“ des Backstage, Reitknechtstraße 6
Dr. Christian Scharpf, Referent Referat für Arbeit und Wirtschaft, spricht an-
lässlich des Closings des Munich Startup Festivals. Im Anschluss übergibt 
er gemeinsam mit Arno Eggers, Leiter von Munich Startup, den mit 10.000 
Euro dotierten Munich Startup Award.
Achtung Redaktionen: Eine Registrierung wird erbeten beim Veranstalter 
per E-Mail an presse@munich-startup.de.

Wiederholung
Donnerstag, 23. Juli, 14 Uhr, Aula der Städtischen Berufsschule zur 
Berufsintegration, Balanstraße 208
Anlässlich des Festaktes zum zehnjährigen Bestehen der Städtischen Be-
rufsschule zur Berufsintegration sprechen Bürgermeisterin Verena Dietl 
und Stadtschulrat Florian Kraus Grußworte. Oberstudiendirektor Eric  
Fincks begrüßt die Gäste. 
Die Städtische Berufsschule zur Berufsintegration ist ein Kompetenzzent-
rum für den Unterricht mit Neuzugewanderten und Geflüchteten zwischen 
15 und 20 Jahren. Die Ziele am Ende der zwei Schuljahre sind der erfolgrei-
che oder qualifizierende Mittelschulabschluss sowie die Vermittlung in eine 
Ausbildung oder an eine weiterführende Schule.
Für ihre Erfolge in der Integration von Zugewanderten erfährt die Berufs-
schule Anerkennung weit über die Stadtgrenzen hinaus. Gerade erst teilte 
die SWM Bildungsstiftung mit, dass sie ihren Förderpreis 2026 an die 
Städtische Berufsschule zur Berufsintegration verleiht.
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Foto- und Videoaufnahmen ge-
eignet. Für eine Teilnahme ist eine Akkreditierung bis Mittwoch, 22. Juli, 18 
Uhr, per E-Mail an presse.rbs@muenchen.de erforderlich.

Donnerstag, 23. Juli, 19 Uhr, Sonderausstellungsraum im Valentin- 
Karlstadt-Musäum, Tal 50 
Ausstellungseröffnung „Sternenstaub und Meeresgrund – Miriam Frank 
und Philipp Liehr“. Die erste Sonderausstellung nach der Wiedereröffnung 
des Valentin-Karlstadt-Musäums wird eröffnet von Stadtrat David Süß (Die 
Grünen – Rosa Liste Stadtratsfraktion) in Vertretung des Oberbürgermeis-
ters, Sabine Rinberger, Direktorin des Valentin-Karlstadt-Musäums, und 
den beiden Künstlern Miriam Frank und Philipp Liehr. Die musikalische 
Umrahmung gestaltet die Harfenistin Madame Flaneur.
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Achtung Redaktionen: Presseführung am Donnerstag, 23. Juli, 11 Uhr, 
im Sonderausstellungsraum. Anmeldungen bitte telefonisch unter 223266 
oder per E-Mail an valentinkarlstadtmusaeum@muenchen.de.

Freitag, 31. Juli, 10 Uhr, Das Bad, Bavariaring 5
Bürgermeisterin Verena Dietl sowie der Referent für Arbeit und Wirtschaft 
und Wiesnchef, Dr. Christian Scharpf, informieren im Rahmen der traditi-
onellen Auftakt-Pressekonferenz über Neuerungen auf dem Oktoberfest 
und stellen den offiziellen Oktoberfest™ Sammlerkrug 2026 vor. 
Achtung Redaktionen: Eine verbindliche Anmeldung bis Donnerstag, 30. 
Juli, wird erbeten unter https://veranstaltungen.muenchen.de/raw/veran-
staltungen/oktoberfest-2026-auftakt-pressekonferenz-mit-krugvorstellung.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 28. Juli, 19.30 Uhr, Sozialbürgerhaus, Sitzungssaal, Meindl-
straße 14 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 7 (Sendling-Westpark).

Dienstag, 28. Juli, 19.30 Uhr, Schulcampus Ungererstraße 191 (Zu-
gang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 12 (Schwabing-Freimann).

Dienstag, 28. Juli, 19 Uhr, Städtische Ludwig-Thoma-Realschule, 
Mensa, Fehwiesenstraße 118 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 14 (Berg am Laim).

Dienstag, 28. Juli, 19 Uhr, Bürgerzentrum Rathaus Pasing, Großer Sit-
zungssaal, Landsberger Straße 486 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 21 (Pasing-Obermenzing). Zu Beginn der 
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde statt.

Dienstag, 28. Juli, 19 Uhr, Sporthalle des Schulzentrums, Pfarrer-
Grimm-Straße 1, Zugang über Zwiedineckstraße 31 (Zugang ist roll-
stuhlgerecht)
Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 23 (Allach-Untermenzing). Der 
ersammlungsleiter Sebastian Schall, stellvertretender Vorsitzender der 
CSU-Stadtratsfraktion, und die Bezirksausschussvorsitzende Dr. Stefanie 
Martin informieren zu Beginn über wichtige Themen und Projekte im Stadt-
bezirk. 

https://veranstaltungen.muenchen.de/raw/veranstaltungen/oktoberfest-2026-auftakt-pressekonferenz-mit-krugvorstellung
https://veranstaltungen.muenchen.de/raw/veranstaltungen/oktoberfest-2026-auftakt-pressekonferenz-mit-krugvorstellung
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Bürgersprechstunde
Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreter*innen aus folgenden Bereichen inte-
ressierten Bürger*innen Rede und Antwort: Baureferat – Gartenbau und 
Tiefbau, Mobilitätsreferat – Straßenverkehr, Referat für Klima- und Um-
weltschutz – Energieberatung des Bauzentrums, KVR – Bezirksinspektion, 
Gesundheitsreferat – Gesundheitstreff Freiham, Patientenbeauftragte der 
Stadt sowie Friedhöfe und Bestattungen München, Münchner Verkehrsge-
sellschaft, die Bezirksausschussvorsitzende Dr. Stefanie Martin und in der 
Regel Seniorenbeirat, Polizeiinspektion, Stadt-Information sowie das örtlich 
zuständige Sozialbürgerhaus.

Meldungen

Neue Initiativen für eine unternehmensfreundliche Verwaltung
(21.7.2026) Die Verwaltung der Stadt soll effizienter, transparenter und 
unternehmensfreundlicher werden. Um die Unternehmen in München, 
die Arbeitsplätze schaffen und zur wirtschaftlichen Stabilität der Stadt bei-
tragen, zu fördern, arbeitet das Referat für Arbeit und Wirtschaft (RAW) 
gemeinsam mit den Wirtschaftskammern und den drei hauptsächlich 
betroffenen Referaten (Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Mobili-
tätsreferat und Kreisverwaltungsreferat (KVR)) intensiv an Servicestandards 
und Verbesserungen. Heute wurden im Ausschuss für Arbeit und Wirt-
schaft des Stadtrats die bisherigen Maßnahmen weiter ausgestaltet und 
neue Initiativen auf den Weg gebracht. Hier eine beispielhafte Auswahl:
Erreichte Maßnahmen
	- Beschwerdemanagement in der Wirtschaftsförderung des Referats für 
Arbeit und Wirtschaft, um schnell und transparent an der Schnittstelle zu 
den Unternehmen zu vermitteln und zu unterstützen.

	- Start der Digitalisierung von Bauakten der Lokalbaukommission, um die 
Bauantragsprozesse weiter zu beschleunigen.

	- Neues Ticketsystem im KVR, das Online-Anträge, Dokumenten-Uploads 
und Sachstandsabfragen ermöglicht.

	- Eröffnung des Welcome Centers, um internationale Fachkräfte bei der 
Orientierung über die Angebote der Stadt und bei Online-Anträgen zu 
unterstützen.

	- Beschleunigte Erteilung von Aufenthaltstiteln und Einrichtung einer so 
genannten „Fast Lane“ für ausländische Pflegekräfte.

Aktuelle und geplante Maßnahmen:
	- Vollständige und medienbruchfreie Digitalisierung des Genehmigungsver-
fahrens für Baustellen. Hierzu als Basis und maßgebende Voraussetzung 
die Einführung einer neuen Software im Bereich Temporäre Anordnungen 
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für Baustellen. Die Landeshauptstadt erwartet sich hiervon mittelfristig 
erhebliche Beschleunigungseffekte.

	- Verbesserung der Internetangebote aller Dienststellen, inklusive Mehr-
sprachigkeit und digitaler Antragsunterlagen.

	- Ausbau des KI-Einsatzes bei Suchabfragen und Prozessunterstützung, 
um Bearbeitungszeiten weiter zu verkürzen.

	- Kritische Rechtsvorschriften auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene, die 
die tägliche Arbeit der Verwaltung erschweren, wurden gesammelt und 
katalogisiert. Die Ergebnisse werden nun an den Freistaat Bayern weiter-
geleitet, um Verbesserungen zu bewirken.

Oberbürgermeister Dominik Krause: „Der Rückbau von überflüssiger Bü-
rokratie ist ein wichtiger Baustein zur Stärkung der Münchner Wirtschaft. 
Diese Beschlussvorlage ist ein erster Schritt, um Prozesse zu verschlan-
ken und Verwaltungsverfahren effizienter und unternehmensfreundlicher 
zu machen. Insbesondere im Ausbau der Digitalisierung liegt eine große 
Chance, um den Service für unsere Unternehmen zu verbessern und den 
Wirtschaftsstandort München wettbewerbsfähig zu halten. Hier werden 
wir künftig noch schneller vorangehen. Mein Dank gilt dem Referat für Ar-
beit und Wirtschaft für die Koordination und die Erstellung sowie den Wirt-
schaftskammern und allen beteiligten Referaten.“

Münchner Jahreswirtschaftsbericht 2026 bekanntgegeben
(21.7.2026) Die Landeshauptstadt beweist Resilienz und Innovationskraft 
unter herausfordernden gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Das 
zeigt der Jahreswirtschaftsbericht für München, der heute im Ausschuss 
für Arbeit und Wirtschaft des Stadtrats vorgestellt wurde. 
München erwirtschaftet 19,0 Prozent des bayerischen Bruttoinlandspro-
dukts, obwohl nur 11,4 Prozent der bayerischen Bevölkerung hier leben. 
Die Stadt beherbergt sieben DAX-Unternehmen aus Automotive, Versiche-
rung, High-Tech und Energie – ein Beleg für die einzigartige Branchenviel-
falt des Standorts. Zum Innovations-Ökosystem zählen acht Unicorns und 
zwei Decacorns.
Außerdem schob sich München 2025 auf Platz 1 der deutschen 
Start-up-Neugründungen mit 19,3 Neugründungen je 100.000 Einwohner 
(Berlin mit 16,8 und Düsseldorf mit 15,4). In Münchner Start-ups flossen 
2,7 Milliarden Euro Venture Capital (Berlin: 2,4 Milliarden Euro). 
Die Informations- und Kommunikationstechnologie-Branche entwickelte 
das größte Beschäftigungswachstum im Zehn-Jahres-Vergleich und legte 
um 57 Prozent, also um 40.418 Beschäftigte zu.
In der Kultur- und Kreativwirtschaft erzielten 12.721 Unternehmen mit 
85.715 Beschäftigten 2024 einen Umsatz von 23,8 Milliarden Euro – fast 
jeder zehnte Erwerbstätige arbeitet in dieser Branche (8,8 Prozent der Ge-
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samtbeschäftigung). Die Stadt und der Landkreis München erwirtschaften 
gemeinsam 28,6 Milliarden Euro Umsatz – mehr als Hamburg mit Umland 
(23,4 Milliarden Euro) oder Berlin/Brandenburg (20,2 Milliarden Euro).
Auch die Beschäftigung am Münchner Arbeitsmarkt ist auf einem Rekord-
hoch: 976.230 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte sind der höchste 
je gemessene Wert. Die Akademikerquote erreicht 43,1 Prozent.
Die Arbeitslosenquote stieg auf 5,0 Prozent im Jahresdurchschnitt 2025 
für den Agenturbezirk München. München bleibt jedoch die Großstadt mit 
der niedrigsten Arbeitslosenquote im Vergleich: Berlin 10,3 Prozent, Köln 
9,1 Prozent, Hamburg 8,3 Prozent, Frankfurt 6,9 Prozent und Stuttgart 5,7 
Prozent. 
Die Gewerbesteuer lag 2025 bei 3,63 Milliarden Euro – so hoch wie nie. 
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Eine starke Wirtschaft ist die Voraussetzung 
für gute Arbeitsplätze und eine starke Stadt. München lebt von seinem 
vielfältigen Unternehmensmix – von Handwerk und Industrie über den 
Mittelstand bis zu international erfolgreichen Unternehmen. Deshalb inves-
tieren wir in Gewerbeflächen, moderne Gewerbehöfe und gute Standort-
bedingungen. Denn wirtschaftlicher Erfolg und soziale Stärke gehören für 
mich untrennbar zusammen.“
Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft: „Wir haben jahr-
zehntelang München zu einem vielfältigen und erfolgreichen Wirtschafts-
standort entwickelt. Jetzt ist es unsere Aufgabe, diese Grundlage durch 
mutige Investitionen in Infrastruktur, Wohnraum und eine unternehmens-
freundliche Verwaltung zu sichern und weiterzuentwickeln. Gleichzeitig 
muss auch das produzierende Gewerbe bei allem Transformationsdruck 
seinen Platz in Münchens Wirtschaft behaupten. Das Wirtschaftsreferat 
versteht sich nicht nur als Ansprechpartner, sondern vor allem als ‚Enabler‘ 
für die Wirtschaft. Wir treiben die Entbürokratisierung voran und suchen 
neue und vor allem lösungsorientierte Wege in der Verwaltung.“

23. Spielstadt Mini-München: Programm vorgestellt
(21.7.2026) Bürgermeisterin Verena Dietl, Sozialreferentin Dorothee Schiwy, 
Gerd Grüneisl von Kultur & Spielraum e.V. und die amtierenden Oberbür-
germeister von Mini-München haben heute das Programm für die Spiel-
stadt vorgestellt. Mini-München lädt vom 3. bis 21. August Kinder und Ju-
gendliche auf das Showpalast-Gelände in Fröttmaning ein. Die Veranstalter 
freuen sich auf bis zu 1.700 junge Bürgerinnen und Bürger pro Tag. Alle 
Kinder zwischen neun und 15 Jahren können mitmachen, kostenlos und 
ohne Anmeldung. In der dritten Woche sind auch Kinder ab sieben Jahren 
herzlich willkommen. Sie erproben die Spielstadt, interpretieren sie und ge-
stalten sie nach eigenen Vorstellungen. Dabei schlüpfen sie in unterschied-
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liche Rollen der Stadtgesellschaft. Mini-München ist seit 47 Jahren das 
größte Ferienangebot der Landeshauptstadt München. 
In Mini-München, der Stadt der Kinder und Jugendlichen, gehen alle ei-
ner Arbeit nach, organisieren Wahlen und Märkte, machen Schlagzeilen 
und empfangen internationale Gäste. Die jungen Bürgerinnen und Bürger 
schaffen neue Verkehrsrouten, feiern Feste und sammeln den Müll ein.
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Als Bürgermeisterin und ehemalige Mi-
ni-Münchnerin weiß ich um die Faszination der Spielstadt: Hier erleben 
Kinder spielerisch, wie eine Stadt funktioniert und die Welt der Großen im 
Inneren zusammenhängt. Deshalb war es mir ein besonderes Anliegen, 
mich dafür einzusetzen, dass die Landeshauptstadt München trotz der 
prekären Finanzlage 500.000 Euro und damit den größten Teil der Infra-
strukturkosten zur Verfügung stellt, um die Spielstadt auch in diesem Jahr 
zu ermöglichen. Diese Summe hat im Übrigen auch eine Welle der Unter-
stützung hervorgerufen, sodass Mini-München in dem Rahmen stattfin-
den kann. Ich freue mich daher sehr, dass der Stadtrat diesem Vorschlag 
zugestimmt hat. Der Erfolg der Spielstadt beruht auf dem Einsatz vieler 
Beteiligter – von Politik und Verwaltung über Kooperationspartner*innen 
bis hin zu Fördernden, Spendenden und den zahlreichen Mitarbeitenden. 
Es bestätigt uns darin, dieses Thema auch unter schwierigen finanziellen 
Rahmenbedingungen wichtig genommen zu haben!“
Zahlreiche Partnerinnen aus Wirtschaft, Kultur, Verwaltung, Medien, Hand-
werk und Wissenschaft unterstützen das Projekt und machen bei Mi-
ni-München mit.
Veranstalter ist der freie Kultur- und Bildungsträger Kultur und Spielraum 
e.V. im Auftrag der Stadt, Sozialreferat/Stadtjugendamt.
Sozialreferentin Dorothee Schiwy: „Die Spielstadt Mini-München macht 
für Kinder und Jugendliche seit Jahrzehnten erfahrbar, wie Gemeinschaft 
und Demokratie gelebt werden können. In Mini-München kann man nicht 
nur Spaß haben und neue Freunde finden, man kann sich in unterschied-
lichsten Tätigkeiten und Rollen ausprobieren. Ganz gleich, mit welchen Vo-
raussetzungen die Mini-Münchner*innen in die Spielstadt kommen – alle 
können sich produktiv in das große Spiel einbringen und alle können dabei 
etwas lernen.“
Die Projektvorstellung zu Mini-München und aktuelle Informationen gibt es 
unter www.mini-muenchen.info.
Achtung Redaktionen: Ein Foto vom Termin wird in der Online-Ausgabe 
zeitnah nachgereicht. 
Pressekontakt: Stiftung Journalistenakademie, Projekt Mini-München, Zum 
Künstlerhof 16, 80634 München, Telefon 089-1675106, E-Mail info@journa-
listenakademie.de.

http://www.mini-muenchen.info
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Neuer Rekord beim STADTRADELN und Schulradeln
(21.7.2026) München tritt in die Pedale – und das so stark wie nie zuvor: 
Beim STADTRADELN und Schulradeln 2026 haben 22.186 Münchner*in-
nen in nur drei Wochen gemeinsam 4.654.563 Kilometer zurückgelegt und 
damit ein starkes Zeichen für nachhaltige und gesunde Mobilität gesetzt. 
Die Landeshauptstadt setzt damit ihre Erfolgsgeschichte der vergangenen 
Jahre konsequent fort. Bürgermeisterin Verena Dietl und Mobilitätsreferent 
Georg Dunkel haben am gestrigen Abend im Rathaus jene Teams und Ein-
zelpersonen gewürdigt, die besonders engagiert mitgeradelt sind.
Die Zahlen belegen eindrucksvoll, wie tief die Aktion mittlerweile in der 
Stadtgesellschaft verankert ist: Die geradelten Kilometer sind gegenüber 
dem Vorjahr um 12,37 Prozent gestiegen. Mit 937 Teams war die Vielfalt 
der Teilnehmenden – von Betrieben über Vereine und Kindergärten bis zu 
Familien – so groß wie noch nie. Auch beim Schulradeln zeigte sich, dass 
das Fahrrad als Alltagsverkehrsmittel längst in den Klassenzimmern ange-
kommen ist: 136 Münchner Schulen schickten ihre Schüler*innen, Lehr-
kräfte und Eltern aufs Rad.

Bürgermeisterin Verena Dietl und Mobilitätsreferent Georg Dunkel haben jene Teams und 
Einzelpersonen gewürdigt, die besonders engagiert mitgeradelt sind (Foto: B2Sports)

„Am meisten freut mich, dass beim Schulradeln inzwischen 136 Schulen 
aufs Rad gestiegen sind“, so Bürgermeisterin Verena Dietl. „Dahinter ste-
hen Kinder und Jugendliche von der Grund- bis zur Berufsschule, die ge-
meinsam mit ihrer Klasse etwas auf die Beine gestellt haben. Das ist ech-
ter Teamgeist, bevor der Unterricht überhaupt losgeht. Ich kenne das auch 
von mir selbst: Wer mit Bewegung in den Tag startet, fühlt sich wacher im 
Kopf und mit mehr Energie. Umso wichtiger ist mir, dass Kinder diesen 
Weg sicher zurücklegen können und Eltern ein gutes Gefühl dabei haben. 
Danke an alle, die mitgemacht haben.“



Rathaus Umschau
21.7.2026, Seite 9

„Eine beeindruckende Bilanz!“, stimmt Mobilitätsreferent Georg Dunkel 
zu. „Die Begeisterung für das Radfahren in München ist groß – das zeigen 
die Ergebnisse des STADTRADELN und Schulradeln-Wettbewerb wieder 
einmal eindrücklich. Das Fahrrad ist für viele Münchner*innen aus dem 
Alltag nicht mehr wegzudenken. Die Energie nehmen wir mit und arbeiten 
weiter daran, die dafür nötige sichere Infrastruktur zu schaffen. Ich danke 
allen, die mitgemacht haben, herzlich für ihr Engagement.“
Weitere Informationen gibt es unter stadtradeln.de/muenchen.

Arbeiten an der John-F.-Kennedy-Brücke über die Isar 
(21.7.2026) Das Baureferat installiert an der John-F.-Kennedy-Brücke ein 
Monitoringsystem zur Bauwerkszustandskontrolle. Die Expert*innen des 
Ingenieurbaus führen die Arbeiten seit 20. Juli bis voraussichtlich Mitte Au-
gust abschnittsweise zunächst auf der Nordseite und anschließend auf der 
Südseite der Brücke durch. Je Bauabschnitt beträgt die Bauzeit etwa eine 
bis zwei Wochen. 
Der Verkehr auf dem Isarring bleibt grundsätzlich aufrechterhalten. Für den 
Fuß- und Radverkehr werden temporäre Verkehrsführungen eingerichtet. 
Dieser wird unterhalb der Brücke auf die gegenüberliegende Brückenseite 
umgeleitet. Es sind witterungs- oder baubedingt terminliche Verschiebun-
gen möglich.
Achtung Redaktionen: Mehr Informationen zum Einbau von Monito-
ringsystemen in Bauwerken finden sich im Beschluss des Stadtrats „Er-
gebnisse interfraktioneller Arbeitskreis (IFAK) Bauprojekte“ (Sitzungsvor-
lage Nr. 20-26 / V 16159) vom 30. April 2025.

Vom Helfer zur Fachkraft: Neue Studie zur beruflichen Qualifizierung
(21.7.2026) Fachkräfte haben auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
deutlich bessere Arbeitsmarktchancen als Menschen auf Helferniveau, 
also ohne formal anerkannten Berufsabschluss. Das zeigt eine neue Studie 
des Jobmonitors der Bertelsmann Stiftung. Diese wurde vom Münchner 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsprogramm (MBQ) der Stadt im Rah-
men des Modellprojekts „Jobmonitor vor Ort“ mitgefördert. Grundlage 
hierfür war eine KI-gestützte Auswertung von mehr als 40 Millionen On-
line-Stellenanzeigen.
Die Untersuchung zeigt, in welchen Berufen der Aufstieg von Helfer*innen 
zu Fachkräften besonders aussichtsreich ist und welche Qualifizierungs-
bausteine dafür erforderlich sind. Vor allem modulare Teilqualifizierungen 
können vorhandene Kompetenzen gezielt ergänzen und den Zugang zu 
besser bezahlten, weniger konjunkturabhängigen Tätigkeiten ermöglichen.
Das MBQ setzt diesen Ansatz bereits in zahlreichen Projekten um. Ins-
besondere im Verbundprojekt „Perspektive Arbeit“ und in den Pflegepro-

http://stadtradeln.de/muenchen
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jekten unterstützt das MBQ viele Teilnehmende ohne formal anerkannten 
Berufsabschluss mit Beratung, Qualifizierung und beruflicher Weiterent-
wicklung. So verbessert die Stadt individuelle Beschäftigungschancen und 
erschließt zugleich zusätzliche Fachkräftepotenziale für den Münchner Ar-
beitsmarkt. Die Studie liefert hierfür eine wichtige empirische Grundlage.
Die Studie sowie ein interaktives Tool, das die Aufstiegspfade für ausge-
wählte Berufe auf regionalen Arbeitsmärkten veranschaulicht, sind ab 
sofort im Internet unter www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/
publikation/did/aufstiege-ermoeglichen abrufbar.

P+R GmbH: Geschäftsführer Wolfgang Großmann verabschiedet
(21.7.2026) Nach über 34 Jahren geht Wolfgang Großmann als Geschäfts-
führer der städtischen P+R Park & Ride GmbH zum 31. Juli in den Ruhe-
stand. Seine Nachfolge übernimmt Merle Bald-Gottwald. Bürgermeisterin 
Mona Fuchs und Mobilitätsreferent Georg Dunkel haben Wolfgang Groß-
mann jetzt gebührend verabschiedet.
Bürgermeisterin Mona Fuchs: „Wolfang Großmann hat die P+R GmbH seit 
ihrer Geburtsstunde geleitet. Mit 34 Dienstjahren ist er der dienstälteste 
Geschäftsführer unserer städtischen Beteiligungsunternehmen. Herrn 
Großmann ist zu verdanken, dass heute so viele Münchnerinnen und 
Münchner aus Überzeugung ihr Auto auf einem Parkplatz abstellen und 
dann mit den öffentlichen Verkehrsmitteln statt dem Auto die letzte Stre-
cke in die Stadt reinpendeln. Er hat den Ausbau der Münchner Parkplatzin-
frastruktur entscheidend vorangebracht. Dafür gebührt ihm unser Dank. 
Ich wünsche ihm weiterhin viel Gesundheit und viel Freude im Ruhestand. 
Seiner Nachfolgerin, Merle Bald-Gottwald, wünsche ich viel Erfolg für die 
neue Aufgabe.“ 

Bürgermeisterin Mona Fuchs und Mobilitätsreferent Georg Dunkel haben den Geschäfts-
führer der städtischen P+R Park & Ride GmbH, Wolfgang Großmann, der zum 31. Juli in 
den Ruhestand steht, verabschiedet. (Foto: LHM)

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/aufstiege-ermoeglichen
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/aufstiege-ermoeglichen
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Der Volljurist Wolfgang Großmann hat seine Tätigkeit bei der Landeshaupt-
stadt München am 1. September 1989 in der Rechtsabteilung des Kreisver-
waltungsreferats aufgenommen. Bereits im Jahr 1991 war er mit den vor-
bereitenden Arbeiten zur Gründung des städtischen Serviceunternehmens 
P+R Park und Ride GmbH beschäftigt. Seit ihrer Gründung im Jahr 1992 
leitet er die P+R GmbH, zunächst als „ehrenamtlicher Geschäftsführer“, 
ab 1998 dann in Vollzeit.
Mobilitätsreferent Georg Dunkel: „Die Geschäftsführung der P+R Park und 
Ride GmbH ist eine wichtige Aufgabe für die Verkehrswende und insbe-
sondere für die Verbindung und Zusammenarbeit von München mit dem 
Umland. Wolfgang Großmann hat diese Aufgabe über 34 Jahre lang mit 
Engagement, Augenmaß und Innovationswillen ausgefüllt. Dafür gilt ihm 
mein herzlicher Dank. Für den anstehenden Ruhestand wünsche ich ihm 
von Herzen alles Gute.“
Wolfgang Großmann, Geschäftsführer der P+R Park & Ride GmbH: „Als 
ich nach dem Referendariat bei der Stadtverwaltung als Jurist begonnen 
habe, habe ich nicht erwartet, eine zivilrechtliche GmbH von Grund auf 
aufzubauen. Es war eine spannende und herausfordernde Zeit, in der es 
gemeinsam mit dem P+R-Team gelungen ist, die Gesellschaft zu einem 
anerkannten Player in der Parkingbranche zu entwickeln. Von praktisch al-
len Facetten des Parkens von Pkw, Fahrrädern und Omnibussen bis hin zur 
Entfernung von aufgegebenen Fahrrädern konnten wir das Tätigkeitspekt-
rum über die Jahre hinweg gezielt erweitern. Umso mehr freue ich mich, 
eine operativ breit aufgestellte und solid finanzierte Gesellschaft an meine 
Nachfolgerin, Frau Merle Bald-Gottwald, übergeben zu können.“
Die P+R Park & Ride GmbH betreut alle Park-and-Ride-Anlagen im Münch-
ner Stadtgebiet und unterstützt zudem 13 Gemeinden außerhalb des 
Stadtgebiets bei der Betreuung ihrer Anlagen. Ein wichtiges Projekt der 
GmbH und des Geschäftsführers Wolfgang Großmann war die ab dem 
Jahr 2000 beginnende – bundesweit neue – Einführung einer gestaffelten 
Entgelterhebung an Park-and-Ride-Anlagen. Im Jahr 2006 begann mit der 
Betreuung der automatischen Anwohnergarage in der Donnersberger-
straße der Aufbau eines neuen Geschäftsfeldes. Weitere Meilensteine wa-
ren der Bau der ersten Doppelstock-Fahrradabstellanlage in München am 
U-Bahnhof Kieferngarten im Jahr 2003 sowie die Übernahme verschiede-
ner städtischer Parkplatzflächen ab dem Jahr 2011. Auf der Grundlage des 
Stadtratsbeschlusses Parken 4.0 werden seit 2023 die Einrichtungen der 
P+R Park & Ride GmbH konsequent digitalisiert.

Stadtarchiv übernimmt Nachlass von Dr. Klaus Hahnzog
(21.7.2026) Heute vor einem Jahr ist der frühere Münchner Kreisverwal-
tungsreferent, Stadtrat und Bürgermeister Dr. Klaus Hahnzog gestorben. 
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Anlässlich seines Todestags hat das Stadtarchiv München jetzt den Nach-
lass des Juristen übernommen.

Feierliche Übergabe des Nachlasses von Dr. Klaus Hahnzog mit (v.l.) Dr. Daniel Baumann, 
Leiter des Stadtarchivs, Dr. Simon Hahnzog und Stefanie Hahnzog sowie dem Leiter des 
Sachgebiets Sammlungen im Stadtarchiv, Dr. Philip Zölls. (Foto: Anett Baumann/Stadtarchiv 
München)

Dr. Klaus Hahnzog wurde am 7. August 1936 in Stuttgart geboren und kam 
schon während seines Studiums der Rechtswissenschaften nach Mün-
chen. Von 1973 bis 1982 war er Kreisverwaltungsreferent und prägte mit 
seinem Handeln das Bild der Landeshauptstadt als weltoffene, vielfältige 
Stadt entscheidend mit. Auch als Dritter Bürgermeister engagierte er sich 
gegen Diskriminierung und Rassismus. Er war insbesondere im Bereich 
Soziales, Kultur und Sport aktiv. Sein politischer Werdegang führte ihn ab 
den 1990er Jahren als Abgeordneten in den Bayerischen Landtag und als 
nichtberufliches Mitglied in den Bayerischen Verfassungsgerichtshof. Der 
Stadt München blieb er in zahlreichen Initiativen, aber auch bei Veranstal-
tungen und Vorträgen verbunden.
Der Nachlass von Dr. Klaus Hahnzog umfasst circa drei Meter. Darin be-
finden sich zahlreiche Auszeichnungen – unter anderem die Urkunde für 
den Bayerischen Verdienstorden – sowie Manuskripte, Recherchen und 
Aufzeichnungen zu seinen Aktivitäten bei der Gewerkschaft ver.di und zu 
der Neufassung des Polizeiaufgabengesetzes. Darüber hinaus enthält der 
Nachlass private Briefe, Terminkalender sowie Fotos, die ihn beim Fußball-
spielen zeigen. „Denn wäre nicht die Politikerkarriere dazwischengekom-
men, dann hätte mein Vater Fußballprofi werden wollen“, erklärte seine 
Tochter Stefanie Hahnzog bei der Übergabe der Unterlagen.
Der Leiter des Stadtarchivs, Dr. Daniel Baumann, betonte, dass der Nach-
lass von Dr. Klaus Hahnzog einen wichtigen Stellenwert in der Überlie-
ferungsgeschichte des Hauses habe. In den übergebenen Dokumenten 
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zeige sich nicht nur die beeindruckende politische Karriere von Klaus 
Hahnzog – von seiner Zeit als Stadtrat bis zu seinem ehrenamtlichen En-
gagement im Ruhestand, sie gäben auch privatere Einblicke in das politi-
sche Leben, wie etwa die Fotos vom jährlich stattfindenden Skirennen der 
Stadtratsmitglieder samt Familien.
„Wenn der Vater in der Öffentlichkeit steht, dann macht das auch etwas 
mit den Kindern“, erklärte der Sohn Dr. Simon Hahnzog. Daher freue er 
sich, dass auch persönliche Dokumente überliefert seien, die Klaus Hahn-
zog nicht nur als Politiker, sondern auch als Vater zeigten.

PlanTreff am nächsten Dienstag geschlossen
(21.7.2026) Wegen einer internen Veranstaltung bleibt der PlanTreff, die 
Plattform zur Stadtentwicklung in der Blumenstraße 31, am Dienstag, 28. 
Juli, geschlossen. Ab Mittwoch gelten wieder die regulären Öffnungszei-
ten. Zu sehen ist noch bis 31. Juli die Ausstellung „Münchner Schüler*in-
nen-Wettbewerb zur Stadtentwicklung“. 
Weitere Infos unter muenchen.de/plantreff. 

http://muenchen.de/plantreff


Rathaus Umschau
21.7.2026, Seite 14

Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 21. Juli 2026

Einführung einer kommunalen Tariftreue-Richtlinie im Lichte des Bun-
destariftreuegesetzes
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Simone Burger, Roland Hefter, 
Dr. Christian Köning, Stefanie Krammer, Barbara Likus, Lena Odell und  
Micky Wenngatz (SPD-Fraktion) vom 16.3.2026

Anwohnertiefgaragen
Antrag Stadtrat Alexander Reissl (CSU-Fraktion) vom 24.7.2020

Städtische Mensen und Kantinen finanziell entlasten und bio-regional
ertüchtigen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 24.5.2022

Hans-Preißinger-Straße größtenteils autofrei belassen und aufwerten
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, 
Gunda Krauss, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Florian Schönemann und 
Christian Smolka (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) vom 28.8.2024

Die Abstellfläche für E-Scooter in der Gotthardstraße wird entfernt
Antrag Stadträtin Alexandra Gaßmann (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 9.5.2025

Was hat es mit der „Geisterbaustelle“ Westermühlstraße auf sich?
Anfrage Stadträte Hans Hammer und Hans-Peter Mehling (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 20.8.2025

Antragspaket besserer ÖPNV für München III: Saubere und funktio-
nierende S-Bahnhöfe
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, 
Dominik Krause, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Florian Schönemann, Chris-
tian Smolka und Felix Sproll (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 
29.1.2026
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Einführung einer kommunalen Tariftreue-Richtlinie im Lichte des Bun-
destariftreuegesetzes
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Simone Burger, Roland Hefter, 
Dr. Christian Köning, Stefanie Krammer, Barbara Likus, Lena Odell und 
Micky Wenngatz (SPD-Fraktion) vom 16.3.2026

Antwort Oberbürgermeister Dominik Krause:

Vielen Dank für Ihren Antrag vom 16.3.2026.

Sie beantragen, dass die Stadtverwaltung beauftragt wird, zu prüfen, ob 
und wie eine kommunale Tariftreue-Richtlinie für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge durch die Landeshauptstadt München eingeführt werden kann. 
Dabei sind folgende Punkte zu untersuchen:

1.	 Rechtliche Zulässigkeit einer kommunalen Tariftreue-Richtlinie unter 
Berücksichtigung des geplanten Bundestariftreuegesetzes (BTTG).

2.	 Mögliche Ausgestaltung der Richtlinie (Geltungsbereich, Wertgrenzen, 
Kontrollmechanismen.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, beantworte ich Ihren Antrag mit diesem 
Brief. 

1.	 Allgemein gültige Rechtsgrundlagen im Vergabewesen
Nach der bayerischen Gemeindeordnung muss eine Gemeinde für den 
ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte sorgen und die dafür erforderli-
chen Einrichtungen schaffen. Sie soll Vermögensgegenstände nur dann 
erwerben, wenn das zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist (Art. 56 
Abs. 1 und Art. 74 Abs. 1 GO). Das heißt aber auch, dass die Gemeinde 
den Bedarf an Waren sowie Liefer- und Dienstleistungen decken muss, 
den sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben hat. Art. 61 Abs. 2 GO fordert als 
Ausfluss des Grundsatzes sparsamer und wirtschaftlicher Haushaltsfüh-
rung die Realisierung des angestrebten Erfolgs mit geringstmöglichem 
Mitteleinsatz.

Die Landeshauptstadt München (LHM) muss als öffentliche Auftraggeberin 
das engmaschige öffentliche Vergaberecht beachten. Dieses speist sich 
aus vielfältigen Quellen vom Unionsrecht bis zu Verwaltungsvorschriften. 
Dazu gehören u.a. verschiedene EU-Richtlinien, als Bundesrecht das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und die Vergabever-
ordnung (VgV) oder untergesetzlich die Unterschwellenvergabeverord-
nung (UVgO), landesrechtlich das Bayerische Gesetz über wirtschafts-, 
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energiewirtschafts- und vergaberechtliche Vorschriften (BayWiVG) und als 
Verwaltungsvorschriften die bayerische Bekanntmachung über die Vergabe 
von Aufträgen im kommunalen Bereich, die bayerischen Umweltrichtlinien 
im öffentlichen Auftragswesen und die Vergabe- und Vertragsordnungen. 
Die Unternehmen haben gem. § 97 Abs. 6 GWB einen Anspruch auf die 
Einhaltung der Bestimmungen über das Vergabeverfahren. Unternehmen 
können die Nichtbeachtung von Vergabevorschriften vor der Vergabekam-
mer Süd-bayern bei der Regierung von Oberbayern und gerichtlich bean-
standen.

2.	 Bundestariftreuegesetz (BTTG)
Mit dem neuen Bundestariftreuegesetz (BTTG) sollen Unternehmen künf-
tig ihren Arbeitnehmer*innen, wenn sie zur Leistungserbringung für öf-
fentliche Aufträge des Bundes eingesetzt werden, tarifvertragliche Arbeits-
bedingungen gewähren. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) wird eine Rechtsverordnung erlassen, die die für die Ausführung 
öffentlicher Aufträge geltenden Arbeitsbedingungen festsetzt. Erfasst wer-
den die Vergabe und Ausführung öffentlicher Bau- und Dienstleistungsauf-
träge des Bundes sowie Konzessionen ab einem geschätzten Auftragswert 
von 50.000 Euro (ohne Umsatzsteuer). Der Bundestag schloss Lieferauf-
träge auf Empfehlung des Bundestagsausschusses für Arbeit und Soziales 
vom Anwendungsbereich aus (BTDrs. 21/4325). Die Überwachung, Durch-
setzung und Sanktionierung der Einhaltung der BTTG-Vorschriften erfolgt 
zentral über die neu bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See einzurichtende „Prüfstelle Bundestariftreue“ mittels eines elek-
tronischen Verfahrens zur Abfrage von Entgeltdaten.
Länder und Kommunen sind vom unmittelbaren Anwendungsbereich des 
BTTG ausgenommen.

3.	 Wettbewerbsregister
Ein nachgewiesener Verstoß gegen das BTTG führt u.a. zu einem Eintrag 
ins Wettbewerbsregister. Das Wettbewerbsregister ist eine elektronische 
Datenbank des Bundeskartellamts, die Informationen über bestimmte 
Wirtschaftsdelikte von Unternehmen enthält, die ggf. zum Ausschluss im 
Vergabeverfahren führen. Öffentliche Auftraggeber aus Bund, Ländern und 
Kommunen fragen seit dem 1. Juni 2022 bei Ausschreibungen von Bau-, 
Dienst- und Lieferleistungen ab einem Auftragswert von 30.000 Euro das 
Wettbewerbsregister nach diesen Informationen ab. Ab 1. Juli 2026 erhöht 
das Gesetz zur Beschleunigung der Vergabe öffentlicher Aufträge (BGBl. I 
Nr. 137) den Auftragswert für die Abfrage auf 50.000 Euro.
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Bei den o.g. Vergabeverfahren wird die Gesetzestreue der bietenden Un-
ternehmen und ggf. zum Einsatz vorgesehener Unterauftragnehmer im 
Rahmen der Eignungsprüfung geprüft. Hierzu zählt auch die Prüfung der 
Einhaltung von Arbeitnehmerrechten. Vor Auftragsvergabe wird zu diesem 
Zweck von dem Unternehmen, an das eine Zuschlagserteilung beabsich-
tigt ist, gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Wettbewerbsregistergesetz (WRegG) ein 
Auszug aus dem Wettbewerbsregister angefordert. Wird durch die Ein-
tragungen z.B. ersichtlich, dass durch die Prüfstelle Bundestariftreue, ein 
Verstoß gegen die Vorgaben des BTTG unanfechtbar festgestellt wurde 
und ist das Unternehmen nicht in der Lage, diese Zweifel zu entkräften 
(z.B. durch Darlegung wirksamer Selbstreinigungsmaßnahmen), kann das 
Unternehmen in der Regel und unter Berücksichtigung des Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatzes vom Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. § 14 
BTTG ermöglicht es also mittelbar auch den Kommunen, auf Verstöße ge-
gen das BTTG zu reagieren.

Die regelmäßige Kontrolle der Einhaltung von Arbeitnehmerrechten obliegt 
i.d.R. insbesondere der Bundeszollverwaltung, den Finanzämtern im Rah-
men von Betriebsprüfungen oder den Rentenkassen. Den Dienstkräften 
der LHM fehlen hierfür die tiefergehenden Befugnisse.

4.	 Städtische Regelungen zur Tariftreue
Seit der „Rüffert“-Entscheidung (EuGH 3.4.2008 – C-346/06) beschrän-
ken sich die Landesvergabegesetze im weitesten Sinne auf die konkrete 
Festsetzung vergabespezifischer Mindestentgeltsätze und deklaratorische 
Tariftreueregelungen. Sie beziehen sich also meist auf Tarifverträge, an 
welche die entsprechenden Unternehmen nach dem Arbeitnehmerent-
sendegesetz gebunden sind oder die nach § 5 Tarifvertragsgesetz (TVG) 
für allgemeinverbindlich erklärt worden sind. Insoweit handelt es sich um 
allgemeinverbindliche Vorgaben gem. § 128 Abs. 1 Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB).

Die Zusätzlichen Vertragsbedingungen der LHM, die bei fast allen Be-
schaffungen zum Vertragsbestandteil werden, greifen den Wortlaut des 
§ 128 Abs. 1 GWB auf und enthalten damit bereits eine (deklaratorische) 
Tariftreuevorgabe seitens der LHM. Die Vorgabe lautet in Ziff. 7 Abs. 6 wie 
folgt:

„Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist der Stadt wichtig. Bei der 
Ausführung des Auftrags unterstützen Auftragnehmer diese Zielsetzung 
und wirken Diskriminierungen angemessen entgegen. Der Auftragnehmer 
hat bei der Ausführung des öffentlichen Auftrags alle für ihn geltenden 
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rechtlichen Verpflichtungen einzuhalten, insbesondere den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern wenigstens diejenigen Mindestbedingungen 
einschließlich des Mindestentgelts zu gewähren, die nach dem Mindest-
lohngesetz, einem nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des 
Arbeitnehmerentsendegesetzes (AEntG) für allgemein verbindlich erklärten 
Tarifvertrag oder einer nach § 7, § 7a oder § 11 AEntG oder einer nach § 3a 
AÜG erlassenen Rechtsverordnung für die betreffende Leistung verbindlich 
vorgegeben werden, sowie gem. § 7 Abs. 1 AGG und § 3 Abs. 1 EntgTran-
spG Frauen und Männern bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit gleiches 
Entgelt zu bezahlen.“

Die städtische Formulierung entspricht der Empfehlung des Bayerischen 
Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie.

Die von öffentlichen Auftraggebern verwendeten individuellen Vertrags-
bedingungen müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen 
und können nur Vorgaben bzgl. des konkret zu beschaffenden Auftrags 
machen. Nicht möglich ist es, einem Unternehmen durch Vertragsbe-
dingungen allgemeine Vorgaben/Richtlinien für seine Unternehmenspolitik 
oder Betriebsorganisation zu machen.

Derzeit spricht einiges dafür, dass die im Rechtsgutachten vom 8.3.2023 
zum „Münchner Mindestlohn“ aufgestellten Maßgaben (vgl. Sitzungs-
vorlage Nr. 20-26/V 09676 vom 19.3.2023) zumindest in den Grundzügen 
auch im Falle einer etwaigen (konstitutiven) städtischen Tariftreueklausel/-
richtlinie übertragbar sind und keinen nennenswerten, weiteren Gestal-
tungsspielraum zulassen als dort ausgeführt und als die bereits ohnehin 
verwendete Klausel in den Zusätzlichen Vertragsbedingungen der LHM 
festlegt.

5.	 Somit ergibt sich folgendes Fazit
	- 	Das neue BTTG gilt für Bau- und Dienstleistungsvergaben des Bundes. 
Das BTTG gilt nicht für Kommunen und es gilt nicht für Lieferleistungen.

	- 	Die LHM zieht Nutzen aus dem neuen BTTG durch Einträge und Abfra-
gen im Wettbewerbsregister für Bau-, Dienst- und Lieferleistungen und 
kann Auftragnehmer unter den Maßgaben des § 14 BTTG bei festgestell-
ten Verstößen gegen das BTTG vom konkreten Vergabeverfahren aus-
schließen.

	- 	Die Zusätzlichen Vertragsbedingungen der LHM enthalten eine Formulie-
rung zu Aspekten der Tariftreue und des Mindestlohns (deklaratorische 
Tariftreueklausel). Sie kommen bei den Beschaffungen der LHM zum Ein-
satz.
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	- 	Zum jetzigen Zeitpunkt fehlt eine rechtssichere Möglichkeit, eine wei-
tergehende, konstitutive, städtische Tariftreueregelung zu etablieren und 
anzuwenden.

	- 	Lücken, die durch das Fehlen eines bayerischen Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes bestehen, können nicht durch die Kommune geschlossen wer-
den. 

Von den vorstehenden Ausführungen bitte ich Kenntnis zu nehmen und 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Anwohnertiefgaragen
Antrag Stadtrat Alexander Reissl (CSU-Fraktion) vom 24.7.2020

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie die Errichtung weiterer stadt-
weiter Anwohnertiefgaragen.

Der Antrag wurde in der Beschlussvorlage Nr. 20-26/V 16877 Sammelbe-
schluss 2025 zu offenen Stadtratsangelegenheiten behandelt, aber bleibt 
aufgegriffen (siehe Beschluss 2., https://risi.muenchen.de/risi/sitzungsvor-
lage/detail/9092360).

Ihr Einverständnis vorausgesetzt teilen wir Ihnen zu Ihrem Antrag vom 
24.7.2020 Folgendes mit:

Der Antrag der CSU-Stadtratsfraktion zur Errichtung weiterer Anwoh-
nertiefgaragen greift ein wichtiges Anliegen vieler Bürger*innen auf: die 
angespannte Parksituation in zahlreichen Stadtquartieren. Allerdings ist 
festzuhalten, dass die Intention des Antrags bereits durch die bestehende 
Beschlusslage des Stadtrats umfassend abgedeckt wird. Mit den gelten-
den Programmen zur Förderung kommunaler Anwohnergaragen sowie der 
Bezuschussung privater Anwohnergaragen aus Stellplatzablösemitteln (so-
genanntes „2000-Stellplätzeprogramm“) (Anwohnergaragen in München 
– Umsetzungsstand und Fortschreibung, Sitzungsvorlagen Nr. 08-14/V 
04477) bestehen bereits Instrumente, um zusätzliche Stellplatzkapazitäten 
im Quartier zu schaffen und gezielt zu fördern. Ein neues Programm ist da-
her grundsätzlich nicht erforderlich. 
Die bisherigen Erfahrungen zeigen jedoch deutlich, dass die Umsetzung 
entsprechender Vorhaben nicht primär an fehlenden Förderinstrumenten 
scheitert, sondern an strukturellen Rahmenbedingungen:

1.	 Mangel an geeigneten Standorten 
Die Realisierung von Anwohnertiefgaragen setzt geeignete Grundstücke 
oder Bauvorhaben voraus. Gerade in dicht bebauten innerstädtischen 
Lagen stehen solche Flächen nur sehr eingeschränkt zur Verfügung. 
Dies stellt das zentrale Hemmnis für den Ausbau dar.

2.	 Wirtschaftlichkeit und Kosten 
Der Bau von Tiefgaragen ist mit erheblichen Investitionskosten verbun-
den. Auch unter Nutzung von Stellplatzablösemitteln bleibt die wirt-
schaftliche Tragfähigkeit häufig eine Herausforderung, insbesondere bei 
rein quartiersbezogenen Anlagen.
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3.	 Zielkonflikte in der Mobilitätsentwicklung 
Zusätzliche Stellplatzangebote müssen im Einklang mit den übergeord-
neten Zielen der Verkehrs- und Mobilitätsstrategie stehen. Eine einsei-
tige Ausweitung des Stellplatzangebots kann Fehlanreize setzen und 
steht potenziell im Spannungsverhältnis zur angestrebten Reduzierung 
des motorisierten Individualverkehrs.

4.	 Priorisierung und integrierte Planung 
Die bereits bestehenden Programme ermöglichen eine bedarfsgerechte 
Priorisierung und Förderung. Entscheidend ist daher weniger die Auf-
lage eines neuen Programms, sondern die konsequente Nutzung und 
Weiterentwicklung der vorhandenen Instrumente im Rahmen einer 
integrierten Stadt- und Mobilitätsplanung.

5.	 Einbindung der Bezirksausschüsse 
Die Beteiligung der Bezirksausschüsse bei der Identifikation geeigne-
ter Standorte ist sinnvoll und bereits heute gängige Praxis im Rahmen 
konkreter Projektentwicklungen.

Die Zielrichtung des Antrags wird grundsätzlich geteilt. Ein zusätzliches 
Programm ist jedoch nicht erforderlich, da die bestehende Beschlusslage 
bereits geeignete Förder- und Umsetzungsinstrumente bereitstellt. Die 
wesentlichen Herausforderungen liegen vielmehr in der Verfügbarkeit ge-
eigneter Flächen und konkreter Bauvorhaben sowie in wirtschaftlichen und 
stadtplanerischen Rahmenbedingungen.

Vor diesem Hintergrund ist das Mobilitätsreferat fortlaufend bemüht, die 
Potentiale von bestehenden privaten und öffentlichen (Tief)Garagenplätzen 
für das Anwohnerparken durch Mehrfach- bzw. Wechselnutzung besser 
zu erschließen und damit die Stellplatzsituation für die Anwohnerschaft zu 
verbessern.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Städtische Mensen und Kantinen finanziell entlasten und bio-regional
ertüchtigen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 24.5.2022

Antwort Edwin Grodecke, Leiter des Kommunalreferats:

Mit Ihrem Antrag fordern Sie die Landeshauptstadt München (LHM) auf, 
den städtischen Kantinen, insbesondere den Schul- und Kindergarten-
mensen, die Zahlung der Nebenkosten zu erlassen sowie die Pacht auf das 
rechtlich mögliche niedrigste Niveau bis Ende 2025 festzusetzen. 

Darüber hinaus sollen die Pächter*innen intensiv bei der Erstellung eines 
bio-regionalen Beschaffungskonzeptes durch Biostadt München unter-
stützt werden, damit die Kantinen im Rahmen ihrer Möglichkeiten einen 
Beitrag zum städtischen Ziel leisten, den Anteil der bioregionalen Lebens-
mittel bis Ende 2025 auf 60% zu erhöhen.

Sie fordern weiter, das Konzept Ökoprofit auf die Kantinenpächter*innen 
auszuweiten, um einen Anreiz für eine energie- und ressourcenschonende 
Bewirtschaftung der Kantinen zu schaffen.
Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teile ich Ihnen zu Ihrem Antrag Folgen-
des mit:

Die Bearbeitung Ihres Antrags hat sich leider erheblich verzögert, nach-
dem das Referat für Bildung und Sport (RBS) zur rechtlichen Beurteilung 
des Verzichts auf Pacht und Nebenkosten die Regierung von Oberbayern 
als Rechtsaufsicht eingebunden hatte. Zwischenzeitlich hat der Stadtrat 
mit Beschluss vom 17.12.2025 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 17774) über 
die Vorgehensweise entschieden. In diesem Zusammenhang bedanke ich 
mich für die gewährten Fristverlängerungen.

Das Kommunalreferat unterstützt in seiner Funktion als stadtweiter Ver-
tragsdienstleister in miet-/pachtrechtlichen Angelegenheiten u.a. das Per-
sonal- und Organisationsreferat (POR) und das RBS bei der Ausgestaltung 
und dem Abschluss von Pachtverträgen mit externen Vertragspartnern. 

Grundsätzliche Entscheidungen zu kaufmännischen und fachlichen As-
pekten zu den Mitarbeiterkantinen und zur Schul-/Kindergartenversorgung 
werden jedoch im POR oder RBS getroffen oder durch diese Referate dem 
Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt. Das POR und das RBS wurden bei 
der Beantwortung vor diesem Hintergrund mit eingebunden.
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A.	Mitarbeiterkantinen
Die betreffenden Mitarbeiterkantinen befinden sich in den Verwaltungsge-
bäuden am Marienplatz 8 (Neues Rathaus), in der Ruppertstr. 11 (Kreisver-
waltungsreferat (KVR)) und in der Friedenstr. 40 (Baureferat (BAU)).

1.	 Pacht und Nebenkosten
Das POR teilte mit, dass es sich bei der Einrichtung eines Kantinenbe-
triebs für die städtischen Beschäftigten vorrangig um die Erfüllung von 
Gemeindeaufgaben – vorliegend um den Geschäftsbetrieb der Gemeinde 
selbst - handelt. Aus diesem Grund wird daher üblicherweise keine Pacht 
erhoben. Die Gemeinde ist nach Art. 56 Abs. 2 GO verpflichtet, für den 
ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte zu sorgen und dazu gem. Art. 42 
Abs. 1 GO fachlich geeignetes Verwaltungspersonal anzustellen sowie 
gem. Art. 43 Abs. 4 GO angemessene Arbeitsbedingungen ihrer Arbeit-
nehmer*innen sicherzustellen.

Der Betrieb der städtischen Kantinen soll vornehmlich der gesunden Ver-
pflegung der Beschäftigten dienen, auf deren Arbeitsabläufe angepasst 
sein und ihnen täglich eine örtlich nahe gelegene Möglichkeit zum Erwerb 
preisgünstiger Mahlzeiten geben. Der Betrieb der Kantinen gehört damit 
für die im Einzugsbereich tätigen städtischen Beschäftigten zu den ge-
wohnten angemessenen Arbeitsbedingungen.

Die Kosten für die betriebsbedingten Nebenkosten werden vollumfänglich 
durch das POR getragen, um das Essen zu sozialverträglichen Preisen an-
bieten zu können.

2.	 Bio-regionale Lebensmittel, Beschaffungskonzept
Die Pächter*innen werden mittels eines Ausschreibungsverfahrens ermit-
telt. Bestandteil der Ausschreibungsunterlagen ist u.a. ein Leistungsver-
zeichnis, anhand dessen die/der Kantinenbetreiber*in zum Angebot von 
gesunden, vollwertigen sowie abwechslungsreichen Speisen und Geträn-
ken, unter Berücksichtigung von Produkten aus ökologischer Erzeugung 
und fairem Handel, anhand von vertraglich festgelegten Mindestanteilen 
gemessen am jährlichen Wareneinsatz verpflichtet wird. Eine Weiterent-
wicklung dieser Mindestanteile in den städtischen Kantinen wird in enger 
Zusammenarbeit mit dem vom Referat für Klima- und Umweltschutz (RKU) 
initiierten Haus der Kost und dessen verschiedenen Angeboten (u.a. Kü-
chencoaching) unter Beachtung der jeweiligen wirtschaftlichen Lage der/
des Kantinenpächters*in umgesetzt und auch in Zukunft weiter durch das 
POR gefördert.
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3.	 Das Konzept Ökoprofit
Ökoprofit ist ein Umweltberatungs- und Klimaschutzprogramm für Münch-
ner Betriebe. Ziel ist es dabei, dass die am Programm teilnehmenden Un-
ternehmen langfristig Kosten und Umweltbelastungen senken. Ökoprofit 
bietet eine qualifizierte Unterstützung, um den Ressourcenverbrauch zu 
reduzieren. 

Im vorliegenden Fall werden die Pächter*innen jedoch nicht mit echten 
Kosten belastet, da wie unter A Ziffer 1 dargestellt, die Stadt sämtliche Be-
triebskosten trägt. Unabhängig davon werden die Pächter*innen vertrag-
lich zu einem energiesparenden Betrieb verpflichtet.

Die derzeitigen Pächter*innen haben sich am Ökoprofit-Programm 2019/20 
beteiligt. Während der Corona-Pandemie musste dieses jedoch vorzeitig 
abgebrochen werden. Aufgrund der mit der Pandemie einhergehenden 
neuen Herausforderungen wurde das Programm im Nachgang nicht erneut 
aufgegriffen. Eine perspektivische erneute Teilnahme am Ökoprofit-Pro-
gramm ist denkbar und wird gemeinsam mit neuen Betreiber*innen ge-
prüft. 

B.	Schul- und Kindergartenmensen
Das RBS verweist auf die Beschlussvorlage vom 3.12./17.12.2025 (Sit-
zungsvorlage Nr. 20-26/V 17774) und die Zuständigkeit des RKU zu den 
Themen „Bio-regionale Lebensmittel“ und „Ökoprofit-Programm“.

1.	 Pacht und Betriebskosten (Nebenkosten) 
Im Ergebnis wird im o.g. Beschluss festgehalten, dass ein Verzicht auf 
die Erhebung des Pachtzinses einen geringen Effekt für die jeweiligen 
Pächter*innen mit sich bringen würde, so dass die daran geknüpften Er-
wartungen nicht eintreten würden. Daher wird an der bisherigen Praxis 
festgehalten, nach der eine gestaffelte Umsatzpacht in Höhe von 4% auf 
den Nettoumsatz bis einschließlich 100.000 € und in Höhe von 5% auf den 
Nettoumsatz, der 100.000 € übersteigt, jährlich zu zahlen ist.

Mit Ausnahme von drei Schulstandorten (Berufsschulzentrum Riesstraße, 
Bildungscampus Freiham und Berufsschulstandort Bergsonstraße) werden 
den Pächter*innen keine Betriebskosten in Rechnung gestellt.  

2.	 Bio-regionale Lebensmittel, Beschaffungskonzept
Das RBS ermittelt seine Pächter*innen für die Schul- und Kindergarten-
mensen im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens. Bestandteil der Aus-
schreibungsunterlagen ist u.a. ein Leistungsverzeichnis, in dem die kon-
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kreten Anforderungen an eine*n Betreiber*in (z.B. Lebensmittelqualität, 
Öffnungszeiten etc.) dargelegt werden. Demnach wird diese*r verpflichtet, 
nach Möglichkeit einen Anteil von 60% bio-regionaler Lebensmittel bei der 
Umsetzung des Versorgungskonzeptes einzubringen. 

Eine Unterstützung bei der Erstellung eines bio-regionalen Beschaf-
fungs-Konzeptes besteht bereits in Form eines kostenfreien Coachings-
programms für Gemeinschaftsverpflegungsbetriebe. Dieses Programm 
steht auch den Pächter*innen von Schulmensen zur Verfügung und kann 
jederzeit kostenfrei in Anspruch genommen werden. Die Möglichkeit der 
Teilnahme soll künftig bereits in den Ausschreibungsunterlagen angeboten 
werden.

3.	 Das Konzept Ökoprofit
Im vorliegenden Fall werden die Pächter*innen nicht mit echten Kosten 
belastet, da wie unter B Ziffer 1 dargestellt, die Stadt mit Ausnahme der 
genannten drei Standorte sämtliche Betriebskosten trägt. Das RBS emp-
fiehlt den Pächter*innen im Rahmen des künftigen Ausschreibungsver-
fahrens die Teilnahme an einem Ökoprofit Programm, um auf Seiten der 
Pächter*innen ein Bewusstsein für einen umweltschonenden und ressour-
cenreduzierten Betrieb (Energie, Wasser, Abfall) zu schaffen. 

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Hans-Preißinger-Straße größtenteils autofrei belassen und aufwerten
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, 
Gunda Krauss, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Florian Schönemann und 
Christian Smolka (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) vom 28.8.2024

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Zunächst bitten wir die verspätete Beantwortung zu entschuldigen und be-
danken uns für die gewährte Fristverlängerung. 

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie Folgendes:
„Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird die Hans-Preißinger-
Straße entlang des Isarkanals größtenteils autofrei (abgesehen von Stich-
straßen für den Lieferverkehr von der Schäftlarnstraße und vom Mittleren 
Ring kommend), um den Zugang zum Isarkanal zu stärken, d.h. sie ist im 
Wesentlichen für den Aufenthalt sowie für Fußgänger*innen und Radfah-
rende nutzbar. 
Das Baureferat wird gebeten, kurzfristig Maßnahmen zur Verbesserung der 
Aufenthaltsqualität zu prüfen und möglichst bis zu einem späteren Umbau 
der Straße als Zwischenlösung umzusetzen.“

Nach § 60 Abs. 9 Geschäftsordnung (GeschO) dürfen sich Anträge ehren-
amtlicher Stadtratsmitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren 
Erledigung der Stadtrat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft 
jedoch eine laufende Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 
1 Gemeindeordnung (GO) und § 22 GeschO dem Oberbürgermeister 
obliegt, weshalb eine beschlussmäßige Behandlung im Stadtrat rechtlich 
nicht möglich ist.
Zu Ihrem Antrag vom 28.8.2024 teilen wir Ihnen Folgendes mit:

Die Antragsforderung des StR-Antrags 20-26/A 05085 ist inhaltlich gleich-
lautend zu der des BA-Antrags 20-26/B 04424 „Verkehrsplanerische 
Ausgestaltung der Hans-Preißinger-Straße im Bereich Gasteig HP8“ 
vom 12.9.2022. Dieser BA-Antrag wurde jedoch am 15.9.2025 vom BA 
06-Sendling mit einstimmigem Beschluss zurückgezogen.

Zu dieser Entscheidung ist es wie folgt gekommen: 
Die Gasteig München GmbH wandte sich im Sommer 2025 an die Stra-
ßenverkehrsbehörde und stellte ihr neues Verkehrskonzept für den Gasteig 
HP8 in Sendling vor. Dabei wurde bekannt, dass auf Veranlassung der 
Gasteig München GmbH die Feuerwehr- und Lieferantenzufahrt auf das 
Gelände und zu den Gebäuden des HP 8 verlegt wurde. Die Anfahrt führt 
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nun von der Brudermühlstraße kommend durch den Abschnitt der Hans-
Preißinger-Straße, für den das Mobilitätsreferat gemäß dem BA-Antrag und 
in Abstimmung mit den beteiligten Stellen einen provisorischen verkehrs-
beruhigten Bereich plante. Eine alternative Zufahrtsmöglichkeit wird von 
der Gasteig München GmbH als nicht realisierbar erachtet. Die neue An-
fahrtssituation steht jedoch im Widerspruch zum Konzept eines verkehrs-
beruhigten Bereichs, da Schwertransporte, einschließlich 40-Tonner, und 
tägliche Anlieferungen nicht durch einen solchen Bereich geführt werden 
können.

Des Weiteren teilte die Gasteig München GmbH mit, dass ab September 
2025 der kostenlose, aber wenig genutzte Bus-Shuttle mit Großbussen 
aus Kostengründen eingestellt wird. Ab dem Zeitpunkt übernehmen statt-
dessen vier, vom Gasteig HP8 beauftragte Kleinbusse (9-Sitzer) den ko-
stenlosen Shuttle-Service zwischen den Parkplätzen am Blumengroßmarkt 
und dem Gasteig HP 8. Diese Busse sollten nach Möglichkeit veranstal-
tungsnah in der Hans-Preißinger-Straße direkt am Gelände des Gasteig 
HP8 zum Ein- und Ausstieg halten. Das Gasteig HP8 bat darum, die Ein-
richtung eines Taxistandorts in der Hans-Preißinger-Straße für kostenpflich-
tige Taxis zu prüfen. Die Haltemöglichkeit für die kostenlosen Kleinbus-
Shuttle sollte zudem optisch vom Haltepunkt der kostenpflichtigen Taxis 
getrennt werden. 

Nach eingehender Prüfung hat die Landeshauptstadt München, Mobilitäts-
referat – Straßenverkehrsbehörde, im Herbst 2025 die verkehrsrechtlichen 
Anordnungen zur Einrichtung eines Kleinbus-Shuttle-Ein- und Ausstiegs so-
wie eines Taxistandplatzes in der Hans-Preißinger-Straße erlassen. Zugleich 
wurde der Taxistandplatz in der Brudermühlstraße 1-3 aufgehoben. Die 
Verlegung des Taxistandorts entspricht im Übrigen der Forderung der Taxi 
München eG.
Die Polizei und die Branddirektion haben den Maßnahmen zugestimmt. 
Der Bezirksausschuss Sendling erteilte am 15.9.2025 ebenfalls seine Zu-
stimmung und zog gleichzeitig seinen Antrag 20-26/B 04424 zurück.
Die Haltemöglichkeiten in der Hans-Preißinger-Straße sowohl für die Klein-
bus-Shuttles als auch für die Taxis wurden zwischenzeitlich am westlichen 
Fahrbahnrand auf Höhe von Haus K (Hausnummer 4b) bzw. in der Nähe 
von Saal X eingerichtet. In der Hans-Preißinger-Straße gilt eine Höchstge-
schwindigkeit von 30 km/h.

Die Stadtwerke München GmbH (SWM) beabsichtigen, ein neues Wohn-
gebiet (Werkswohnungsbau) auf ihrem Grundstück in der Hans-Preißinger-
Straße zu entwickeln. Das Planungs- und Baurecht für dieses Projekt wird 
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jedoch nicht mehr, wie ursprünglich geplant, im Rahmen eines Bauleit-
planverfahrens geschaffen, sondern voraussichtlich gemäß §34 BauGB 
(Einfügen in die Eigenart der näheren Umgebung) direkt und beschleunigt 
im Wege eines Baugenehmigungsverfahrens jeweils unter Federführung 
des Referats für Stadtplanung und Bauordnung geprüft. Damit entfallen die 
verkehrsplanerischen Zugriffsmöglichkeiten auf das Straßennetz, die durch 
das Mobilitätsreferat im Zuge eines Bebauungsplanverfahrens hätten 
eingebracht werden können. Mögliche Maßnahmen der mobilitäts- und 
verkehrsfachlichen Innovation konzentrieren sich im Gegenzug auf das 
konkrete Bauvorhaben und das genannte Grundstück.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Die Abstellfläche für E-Scooter in der Gotthardstraße wird entfernt
Antrag Stadträtin Alexandra Gaßmann (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 9.5.2025

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie: Die geteilte Abstellfläche für 
Leih-E-Scooter in der Gotthardstraße wird umgehend entfernt. Gegebe-
nenfalls wird eine Ersatzfläche gesucht.

Nach § 60 Abs. 9 Geschäftsordnung (GeschO) dürfen sich Anträge ehren-
amtlicher Stadtratsmitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren 
Erledigung der Stadtrat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft 
jedoch eine laufende Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 
1 Gemeindeordnung (GO) und § 22 GeschO dem Oberbürgermeister 
obliegt, weshalb eine beschlussmäßige Behandlung im Stadtrat rechtlich 
nicht möglich ist.

Zu Ihrem Antrag vom 9.5.2025 teile ich Ihnen in Abstimmung mit dem 
Oberbürgermeister Folgendes mit. Der Bericht des Mobilitätsreferat ist 
chronologisch gegliedert.

Februar 2025
Am 6.2.2025 wurde die Abstellfläche für Mikromobilitätsangebote in der 
Gotthardstraße (nach vorangegangener straßenverkehrsrechtlicher An-
ordnung und in diesem Zuge Anhörung der Polizei sowie des Bezirksaus-
schusses Laim – BA 25) beschildert. Nach Einrichtung der Abstellfläche 
hat sich jedoch gezeigt, dass die Nutzenden die E-Tretroller und Leih-Fahr-
räder sehr häufig im Bereich der daneben liegenden Hauseinfahrt abge-
stellt haben.

Mai 2025
Das Mobilitätsreferat und das Baureferat (Gartenbau/Tiefbau) haben in-
folgedessen in einem Ortstermin am 26.5.2025 Maßnahmen zur Verbes-
serung der Situation erörtert. Insbesondere sollte die Erreichbarkeit der 
Abstellfläche von der Westseite auf die Südseite verlegt werden, mit Zu-
wegung über den Grünstreifen. Auf der Westseite sollten große Absperr-
blenden errichtet werden, um das Abstellen von EKF und Fahrrädern dort 
zu verhindern. Im Rahmen der weiteren Planungen sollte dem stark gestie-
genen Abstellaufkommen an diesem Ort begegnet und die Abstellfläche 
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um drei weitere PKW-Stellflächen bis zum östlichen Ende der Parkbucht 
hin erweitert werden. 

Sommer 2025
Die Stadtverwaltung hat die Überlegungen zur Erweiterung der Abstellflä-
che dem BA 25 im Sommer 2025 vorgestellt. Der Bezirksausschuss hat 
den erarbeiteten Lösungsvorschlag mit Erweiterung der Stellfläche jedoch 
mit Hinweis auf den mangelnden Parkraum für Kraftfahrzeuge im Stadtbe-
zirk Laim abgelehnt. Stattdessen solle die Abstellfläche um zwei Stellplätze 
nach Osten hin verschoben werden, um ein Verparken der Zufahrt künftig 
zu verhindern.

1.10.2025
In einem Ortstermin am 1.10.2025 mit Vertreter*innen des Mobilitätsrefe-
rats und des Bezirksausschusses wurde schließlich eine einvernehmliche 
Lösung erzielt und darin die Verschiebung der Abstellfläche an den östli-
chen Rand der Parkbucht und Erweiterung um einen PKW-Stellplatz favori-
siert.

20.10.2025
In einem weiteren Ortstermin am 20.10.2025 haben das Mobilitätsreferat 
und das Baureferat die baufachliche Machbarkeit vor Ort im Detail geprüft 
und die Zuwegung über die Grünfläche verortet. Eine schriftliche Anord-
nung über diese Maßnahme erging am 21.10.2025 seitens des Mobili-
tätsreferats an das Baureferat, welches die Umsetzung der Maßnahmen 
(Errichtung einer Zuwegung über die Grünfläche und Anpassung der vor-
handenen Beschilderung) mit hoher Priorität umsetzen wird.

1.12.2025
Der Umbau der Abstellfläche wurde am 1.12.2025 abgeschlossen. Alle ak-
tuell in München aktiven Anbieterfirmen wurden darüber informiert, haben 
die neue Abstellfläche in den Apps hinterlegt und den Geofence aktiviert. 
Die Fläche wird seitens der Anbieterfirmen weiterhin häufiger serviciert. 
Seit Einrichtung der Fläche sind keine Beschwerden mehr an das Mobili-
tätsreferat herangetragen worden.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Ich gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Was hat es mit der „Geisterbaustelle“ Westermühlstraße auf sich?
Anfrage Stadträte Hans Hammer und Hans-Peter Mehling (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 20.8.2025

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Zunächst möchte ich um Entschuldigung bitten, dass Sie bisher noch keine 
Rückmeldung von mir erhalten haben. In Ihrer Anfrage vom 20.8.2025 le-
gen Sie folgenden Sachverhalt zu Grunde:

In der Westermühlstraße wurden am 4.8.2025 Haltverbotsschilder aufge-
stellt, obwohl bis zum 14.8.2025 keine Bauarbeiten begonnen haben. 

Der Oberbürgermeister hat mir Ihre Anfrage zur Beantwortung zugeleitet. 
Die darin aufgeworfenen Fragen beantworte ich nach Rücksprache mit der 
Stadtwerke München GmbH wie folgt:
 
Frage 1:
Ist die Darstellung in der BILD über die sogenannte „Geisterbaustelle“ 
richtig? 

Antwort:
Die Stadtwerke München GmbH nimmt dazu wie folgt Stellung:
Es handelt sich bei den in der Bild-Zeitung genannten Maßnahmen um 
ausstehende Oberflächenwiederherstellungen einer Strommaßnahme aus 
dem Jahre 2024. Die zum Jahresende 2024 zwischenzeitlich provisorisch 
wiederhergestellte Oberfläche (ohne Einschränkungen oder Gefahren für 
die Anwohner*innen) soll in der jetzigen Maßnahme wieder in das orts-
übliche Erscheinungsbild zurückversetzt werden. Die Arbeiten haben am 
19.8.2025 begonnen und endeten am 29.8.2025.

Frage 2:
Warum wurde das absolute Haltverbot nicht zumindest temporär wieder 
aufgehoben, bis die Baumaßnahmen tatsächlich begonnen werden? 

Antwort:
Die Stadtwerke München GmbH nimmt dazu wie folgt Stellung:
Die SWM bedauern den Entfall der Parkflächen aufgrund der Erkrankung 
von Mitarbeiter*innen der ausführenden Firma. Die ausführende Firma 
hoffte auf eine schnelle Gesundung ihrer Mitarbeitenden, um umgehend 
mit den Arbeiten beginnen zu können. Daher wurde das bestehende Hal-
teverbot vorerst aufrechterhalten. Andernfalls hätte die 72-Stunden-Frist 
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der erneuten Halteverbotsankündigung wieder beachtet werden müssen, 
was in diesem Fall einen weiteren Zeitverlust sowie Verwirrung für die 
Anwohner*innen bedeutet hätte. Ein Parken im Bereich der Baumaß-
nahme ist entsprechend der VAO von 18.00 Uhr bis 07.00 Uhr morgens im 
Sinne der Anwohner*innen möglich und ausgewiesen gewesen. Es waren 
durch die Baumaßnahmen ca. 35-40 Parkplätze kurzfristig tagsüber nicht 
nutzbar. Durch die verkehrsrechtlichen Auflagen muss eine Mindestrest-
breite von 6 m in diesem Bereich gewährleistet werden, dies führte zwin-
gend zur beidseitigen Ausweisung von Halteverbotszonen im Bereich der 
Baumaßnahme.

Frage 3:
Warum wussten laut Darstellung der BILD scheinbar weder das Baureferat 
noch das MOR über diese Maßnahme Bescheid? 

Antwort:
Das Mobilitätsreferat hat innerhalb weniger Minuten auf die Anfrage der 
BILD reagiert und auf die SWM verwiesen. Diese hat anschließend der 
BILD die erbetenen Informationen zugeliefert. Die Darstellung in der BILD 
ist nicht korrekt. 

Frage 4:
Sind die SWM berechtigt, eigenmächtig Parkverbotszonen festzulegen und 
zu beschildern? 

Antwort:
Die Stadtwerke München GmbH nimmt dazu wie folgt Stellung:
Nein, die Abstimmung dazu erfolgt immer mit dem Mobilitätsreferat. Die 
Antragsstellung erfolgt zudem über die ausführende Baufirma. Gleiches 
gilt für die Beschilderung, die nach den Auflagen der verkehrsrechtlichen 
Anordnung ausgeführt werden.

Frage 5:
War das MOR informiert und hat es diese Parkverbotszonen genehmigt? 

Antwort:
Ja, die Maßnahmen wurden ordnungsgemäß beim Mobilitätsreferat im 
Rahmen einer verkehrsrechtlichen Anordnung durch die ausführende Bau-
firma angemeldet und seitens des Mobilitätsreferats genehmigt. 
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Frage 6:
Falls die SMW nicht berechtigt sind, Parkverbotszonen festzulegen und zu 
beschildern und diese Parkverbotszone vom MOR nicht genehmigt war, 
wie konnte es dann zu der Beschilderung kommen? 

Antwort:
Wie in der Antwort auf Frage 5 geschildert, wurden die Arbeiten durch das 
Mobilitätsreferat genehmigt. 

Die Stadtwerke München GmbH ergänzt hierzu wie folgt:
Die SWM bemühen sich, die Prozesse fortlaufend zu optimieren und sen-
sibilisieren hierzu auch nochmals die beauftragten Baufirmen mit dem Leit-
gedanken, nicht genutzte Parkflächen im Einklang mit der verkehrsrechtli-
chen Anordnung für die Anwohner*innen unaufgefordert zur Verfügung zu 
stellen. Selbstverständlich werden Halteverbotsschilder nach Beendigung 
der Arbeiten unverzüglich und sukzessive entfernt und die Flächen ent-
sprechend dem Fortschritt der Wiederherstellung wieder der Öffentlichkeit 
zur Nutzung freigegeben.
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Antragspaket besserer ÖPNV für München III: Saubere und funktio-
nierende S-Bahnhöfe
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, 
Dominik Krause, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Florian Schönemann, Chris-
tian Smolka und Felix Sproll (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 
29.1.2026

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie, dass sich der Oberbürger-
meister „beim Freistaat dafür einsetzt, dass die Deutsche Bahn ihrer 
Verantwortung für den Betrieb und Erhalt der Münchner S-Bahnhöfe in 
angemessenerer Weise als bisher nachkommen solle. Insbesondere sollte 
sichergestellt werden, dass die Bahnhöfe sauber und in einem funktionsfä-
higen Zustand sind.“

Grundsätzlich liegt die Zuständigkeit für den Betrieb und Unterhalt der 
Münchner S-Bahnhöfe bei der DB InfraGo.
Ihr Einverständnis vorausgesetzt, beantworten wir Ihren Antrag auf dem 
Schriftweg.

Zu Ihrem Antrag von 29.1.2026 teilen wir Ihnen Folgendes mit:

Ihr Antrag fordert explizit, dass sich der Oberbürgermeister beim Freistaat 
für saubere und funktionierende S-Bahnhöfe einsetzt. Daher hat das Mobi-
litätsreferat die Bayerische Eisenbahngesellschaft um eine Stellungnahme 
gebeten, da diese für die Organisation des Betriebs des Schienenperso-
nennahverkehrs in Bayern zuständig ist. Zu diesem Antrag teilt die BEG 
Folgendes mit:

„Die Münchner S-Bahnhöfe befinden sich in der Verantwortung der bun-
deseigenen DB InfraGO AG. Sie ist daher für die Sauberkeit und die Funk-
tionsfähigkeit der Stationen zuständig. Wir haben den Geschäftsbereich 
Personenbahnhöfe der DB InfraGO AG um Stellungnahme gebeten und 
folgende Antwort erhalten:

,Für mehr Sauberkeit verstärkt die DB im Jahr 2026 deutlich das Budget 
für die regelmäßige Reinigung an den Bahnhöfen und setzt mehr Mitarbei-
tende ein. Doppelt so viele Bahnhöfe wie im Vorjahr erhalten 2026 einen 
Frühjahrsputz: 1.400 statt 700, viele davon im ländlichen Raum. Beim Früh-
jahrsputz reinigen DB-Mitarbeitende besonders intensiv Bahnsteige und 
Treppen, Tunnel und Aufzugsschächte, Glasflächen, Bedienflächen an Auto-
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maten und Aufzügen, Mobiliar und Vitrinen. Auch das mühsame Entfernen 
von Graffiti und Kaugummi gehört dazu. Vielerorts unterstützen Städte 
und Gemeinden oder Mieter der Bahnhöfe mit Werkzeug und Wischmopp. 
Mehr dazu auch (online) unter: Sofortprogramm für mehr Sicherheit und 
Sauberkeit an Bahnhöfen.‘ “

Dem Mobilitätsreferat ist bewusst, dass saubere S-Bahnhöfe mit funktio-
nierenden Aufzügen und Rolltreppen Teil eines guten öffentlichen Perso-
nennahverkehrs sind. Daher werden wir genau im Auge behalten, ob sich 
die Sauberkeitssituation der S-Bahnhöfe, wie seitens DB InfraGo angekün-
digt, tatsächlich verbessert. Zudem werden wir dieses Thema auch wei-
terhin in vorhandenen Austauschformaten mit dem Staatsministerium für 
Wohnen, Bau und Verkehr sowie der BEG besprechen und monitoren.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Umplanung der Hochpunkte an der Zschokkestraße  
prioritär bearbeiten  
Antrag Stadträtin Alexandra Gaßmann (CSU-Stadtrats- 
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ANTRAG 
 
An Herrn 
Oberbürgermeister 
Dominik Krause 
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
         

             21.07.2026 
 
Umplanung der Hochpunkte an der Zschokkestraße prioritär bearbeiten 

 

Die Stadtverwaltung wird gebeten 

 

1. gemeinsam mit der Grundstückseigentümerin bzw. dem Vorhabenträger unverzüglich 

die planungsrechtlichen und vertragsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, damit 

die auf der nordöstlichen Spitze des Zschokke/Westend-Areals vorgesehene 

Büronutzung in Wohnnutzung geändert werden kann, 

2. die hierfür erforderlichen bauplanungs- und genehmigungsrechtlichen Verfahren mit 

höchster Priorität zu bearbeiten und zu beschleunigen sowie 

3. dem Stadtrat zeitnah über den Umsetzungsstand und einen realistischen Zeitplan zu 

berichten. 

 

Begründung 

 

Der ursprünglich vorgesehene Bürostandort auf der nordöstlichen Spitze des 

Zschokke/Westend-Areals wird seitens der Landeshauptstadt München nicht mehr als 

Verwaltungsstandort benötigt. Seitens der Bauherrin wird daher die Umplanung der Objekte 

in Wohnnutzung vorangetrieben.  

 

Statt später Bürogebäude, beispielsweise mit Unterstützung der neu beschlossenen 

Umbauagentur umzubauen, kann hier bereits vor Baubeginn auf Wohnnutzung umgestellt 

werden. Die entsprechenden Verfahren in der Verwaltung sollten daher mit hoher Priorität 

unterstützt werden. 

 

Alexandra Gaßmann 

Stadträtin 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Dienstag, 21. Juli 2026 

 
 
10. Jahrestag des Attentats am OEZ:  
MVG-Fahrzeuge stehen während Schweigeminute still  
Busumleitungen im Bereich des OEZ 
Pressemitteilung MVG 
 
Erst wird gefeiert, dann die Münchner Pflegeteams verstärkt:  
Frischgebackene Pflegekräfte der München Klinik starten in  
den Beruf  
Pressemitteilung München Klinik gGmbH 
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10. Jahrestag des Attentats am OEZ : 

• MVG-Fahrzeuge stehen während Schweigeminute still  

• Busumleitungen im Bereich des OEZ  

Am Mittwoch, 22. Juli , jährt sich der rassistische Anschlag am Olympia -

Einkaufszentrum (OEZ) zum zehnten Mal.  Zum Tatzeitpunkt um 17 :51 Uhr wird der 

Opfer unter anderem mit einer Schweigeminute gedacht. Die Münchner 

Verkehrsgesellschaft (MVG) beteiligt sich und unterbr icht dafür kurzzeitig den Betrieb , 

um ein Zeichen des gemeinsamen Erinnerns zu setzen.  

Um 17:51 stehen alle öffentlichen Verkehrsmittel der MVG  – U-Bahnen, Trams und 

Busse  – für eine Minute still. Um den Aufenthalt auf freier Strecke beziehungsweise im 

Tunnel zu vermeiden, bleiben die Fahrzeuge in Einzelfällen bereits kurze Zeit vorher 

an der nächstgelegenen  Haltestelle oder einer anderen passenden Stelle stehen.  

Die Fahrgäste werden sowohl in den Fahrzeugen als auch an den Haltestellen über 

digitale Anzeigen und Durchsagen darauf hingewiesen.  

Umleitungen  mehrerer Buslinien im Bereich des OEZ  

Wegen der Sperrungen anlässlich der Gedenkveranstaltung muss die MVG ab 5 Uhr 

morgens bis ca. 24 Uhr mehrere Buslinien umleiten : 

• Die Expressbuslinien X35 und X36  werden zwischen Bingener Straße und 

Oberwiesenfeld umgeleitet. Die Haltestelle Olympia -Einkaufszentrum West 

entfällt. S tattdessen wird die Haltestelle Olympia -Einkaufszentrum (L inie 175 

Richtung Ludwigsfeld  bzw. Linie 50 Richtung Dessauerstraße ) bedient . 

• Die Linien 50, 60 und 163  werden zwischen Lassallestraße und 

Dessauerstraße umgeleitet. D ie Haltestelle n Olympia -Einkaufszentrum West 

und Olympia -Einkaufszentrum entfallen. Auf der Umleitungsstrecke werden 

der Haltestelle Olympia -Einkaufszentrum Ost (Linie 175 ) sowie i n Richtung 

Dessauerstraße die Haltestelle Riesstraße (Linie 175 Richtung Georg -

Brauchle -Ring)  bedient.  

• Der Bus 175  wird zwischen Olympia -Einkaufs -Zentrum und Olympia -

Pressestadt umgeleitet. D ie Haltestellen Olympia -Einkaufszentrum West , 

Riesstraße  und Olympia -Einkaufszentrum Ost entfallen . In Richtung Georg -

Brauchle -Ring wird zusätzlich die Haltestelle Olympia -Einkaufszentrum (Linie 

50 Richtung Dessauerstraße) bedient.  

mailto:presse@swm.de
http://www.swm.de/
http://www.mvg.de/
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Beim Bus 51  entfällt darüber hinaus von ca. 7 Uhr bis ca. 17 Uhr die Endhaltestelle 

Moosach Bf. Die Busse wenden in dieser Zeit vorzeitig an der Haltestelle Bunzlauer 

Platz.  

Die MVG informiert ihre Fahrgäste mit Aushängen, Tickertexten und Durchsagen über 

die Änderungen. Infos zum Betrieb und Verbindungsauskünfte gibt es auf mvg.de und 

in der App MVGO.   



  
      
 

Medien-Einladung: 

Für Film- und Fotoaufnahmen sowie O-Töne geeignet. Bitte um Anmeldung! 
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Erst wird gefeiert, dann die Münchner Pflegeteams  
verstärkt: Frischgebackene Pflegekräfte der München 
Klinik starten in den Beruf  

Dienstag, 28. Juli 2026, 10:00 – 12:00 Uhr 
Festsaal im Alten Rathaus (Marienplatz 15, 80331 München) 

Dringend gesucht und bestens ausgebildet: Am 

Bildungscampus der München Klinik ist hochqualifizierter 

Pflege-Nachwuchs mit der Ausbildung fertig und startet 

nun in den Beruf. Vorher wird bei der großen 

Abschlussfeier im Alten Rathaus das bestandene 

Examen gebührend gefeiert. Wir laden Journalist*innen 

ein, bei der Abschlussfeier dabei zu sein und mit der 

Pflege der Zukunft über ihre Berufswahl und die 

weiteren Pläne zu sprechen. Die Absolvent*innen aller 

Pflegeberufe feiern im Alten Rathaus traditionell 

gemeinsam und erhalten in dem Rahmen ihre Zeugnisse 

– darunter frischgebackene Pflegefachfrauen und -

männer (Generalistische Pflegeausbildung), Anästhesietechnische bzw. 

Operationstechnische Assistent*innen (ATA/OTA), Krankenpflegehilfe und erstmals 

feiern auch die hauseigen ausgebildeten Medizinischen Fachangestellten (MFA) mit. 

Die Besten Pflege-Absolvent*innen (mit einem Notendurchschnitt von 1,5 oder 

besser) werden vor Ort mit Bayerischen Staatspreisen ausgezeichnet, die 

feierlich von Bürgermeisterin Verena Dietl überreicht werden. Für musikalische 

Umrahmung sorgt die Ärzte-Band „Groove Hospital“ und damit künftige Kolleg*innen 

der Absolvent*innen. In den kommenden Wochen startet der Pflege-Nachwuchs 

dann in den Beruf in Münchens Krankenhäusern und Pflegeheimen – einige von 

ihnen starten in der München Klinik und verstärken nach der Ausbildungszeit dort 

fortan fest die Teams. 

 

Ablauf: 

10:00 Uhr: Begrüßung durch Bürgermeisterin Verena Dietl und Petra Geistberger 

(MüK-Geschäftsführerin)  
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10:20 – 10:45 Uhr: Feierliche Staatspreisverleihung durch Bürgermeisterin Dietl an die besten 

Absolvent*innen mit Notendurchschnitt unter 1,5 – während der gesamten Zeremonie sind 

Fotos/Filmaufnahmen sowie zum Abschluss Gruppenfotos mit dem ausgezeichneten Pflege-Nachwuchs möglich 

 

10:50 – 12:00 Uhr: Zeugnisverleihung an die Absolvent*innen der Pflege-Ausbildungsberufe. Der Pflege-

Nachwuchs aller Fachbereiche (Generalistische Pflegeausbildung, Krankenpflegehilfe, ATA/OTA und MFA) 

erhält die Abschlusszeugnisse. 

 

Möglichkeit für Interviews und O-Töne: Während der gesamten Feierlichkeiten und auch beim 

anschließenden Stehempfang besteht die Möglichkeit, die Beteiligten für bilaterale Gespräche und Interviews/O-

Töne anzusprechen. Als Gesprächspartner*innen u.a. vor Ort:  

 

• Bürgermeisterin Verena Dietl 

• Petra Geistberger, Geschäftsführerin (CHRO) und Arbeitsdirektorin der MüK 

• Schulleitungen Marc Garven (ATA/OTA), Eva Gall und Carmen Leonhard (Pflege und 

Krankenpflegehilfe) sowie Andrea Hoffmann (Ausbildungsleitung MFA) 

• Lena Lordick und Elisabeth Weigel, Praxisanleiter*innen der MüK, die die Auszubildenden bei ihren 

Praxiseinsätzen auf den Klinikstationen eingearbeitet und unterstützt haben 

• Pflege-Absolvent*innen aller Fachbereiche und Staatspreisträger*innen, über ihren Start in den 

wichtigen Pflegeberuf und warum sie sich dafür entschieden haben 

Wir bitten um Voranmeldung an presse@muenchen-klinik.de bis 27. Juli. 

 
Die München Klinik (MüK) ist mit ihren Standorten in Bogenhausen, Harlaching, Neuperlach, Schwabing und Europas größter Hautklinik in 
der Thalkirchner Straße Deutschlands zweitgrößte kommunale Klinik und der größte und wichtigste Gesundheitsversorger der 
Landeshauptstadt München. Rund 8000 Mitarbeitende setzen sich „JEDEN TAG für JEDES LEBEN“ ein. Die München Klinik bietet 
Diagnostik und Therapie für alle Erkrankungen in München und im Umland und genießt deutschlandweit einen ausgezeichneten Ruf – mit 
innovativer und hoch spezialisierter Medizin und Pflege und gleichzeitig als erste Ansprechpartnerin für die medizinische Grundversorgung. 
Rund 110 000 Menschen lassen sich hier im Schnitt pro Jahr stationär und teilstationär behandeln. Mit jährlich rund 6000 Geburten kommen 
hier deutschlandweit die meisten Babys zur Welt. Auch in der Notfallmedizin ist die München Klinik die Nummer 1 der Stadt: Knapp 150.000 
Menschen werden jedes Jahr in den vier Notfallzentren ambulant und stationär behandelt – das entspricht rund einem Drittel aller Notfälle 
der Landeshauptstadt. Im Rahmen des Zukunftskonzeptes MüK 20++ und unter dem Leitgedanken „Medizin führt“ stellt sich die MüK als 
DIE Gesundheitsversorgerin der Stadt zukunftsfähig auf und investiert in eine moderne Infrastruktur und Digitalisierung. Die Standorte sind 
entweder Lehrkrankenhaus der Ludwig-Maximilians-Universität oder der Technischen Universität München. Der eigene Bildungscampus ist 
mit rund 500 Ausbildungsplätzen die größte Bildungseinrichtung im Pflegebereich in Bayern. Als gemeinnütziges Krankenhaus  finden in der 
München Klinik Daseinsvorsorge und herausragende Medizin zusammen und stellen das Gemeinwohl in den Vordergrund: Patient*innen, 
deren Angehörige und die Mitarbeitenden aus Medizin und Pflege, die sich mit ihrer täglichen Arbeit für die Gesundheitsversorgung 
Münchens einsetzen, können von Zuwendungen in Form von Spenden profitieren – beispielsweise durch die Finanzierung von Spielzimmern 
für Geschwisterkinder, Erholungsmöglichkeiten und Fortbildungen. Dafür zählt jeder Euro. 

mailto:presse@muenchen-klinik.de
https://www.muenchen-klinik.de/
https://www.muenchen-klinik.de/unternehmen/medizinkonzept/
https://www.muenchen-klinik.de/spende/geld-spende/
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